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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

13.10.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2025/09/0035 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/05/0050 E 24. Juni 2014 RS 1 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Identität der Sache als eine der Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des § 68 Abs. 1 AVG ist dann 
gegeben, wenn sich der für die Entscheidung maßgebende Sachverhalt, der dem rechtskräftigen 
Vorbescheid zugrunde lag, nicht geändert hat. Im Übrigen ist bei der Überprüfung, ob sich der 
Sachverhalt maßgeblich verändert hat, vom rechtskräftigen Vorbescheid auszugehen, ohne dass dabei 
dessen sachliche Richtigkeit nochmals zu ergründen wäre, weil die Rechtskraftwirkung ja gerade darin 
besteht, dass die von der Behörde entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden 
darf. Eine andere fachliche Beurteilung unverändert gebliebener Tatsachen berührt die Identität der Sache 
nicht. In Bezug auf die Rechtslage kann nur eine Änderung der maßgeblichen Rechtsvorschriften selbst 
bei der Frage, ob Identität der Sache gegeben ist, von Bedeutung sein, nicht aber eine bloße Änderung in 
der interpretativen Beurteilung eines Rechtsbegriffs oder einer Rechtsvorschrift bei unverändertem 
Normenbestand. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2025:RA2025090035.L02 


